
Abschiebungen nach Afghanistan verhindern!

Der Rat der Stadt Bielefeld appelliert an Bundes- und Landesregierung aufgrund der
aktuellen Sicherheitslage einen sofortigen Abschiebstopp nach Afghanistan zu verfügen
und eine Neubewertung der Sicherheitssituation durch das Bundesaußenministerium zu
veranlassen.

Die Verwaltung der Stadt Bielefeld wird gebeten, alle Möglichkeiten zu nutzen, um
Abschiebungen nach Afghanistan u verhindern. Dazu gehört u.a. eine Prüfung, ob im
Einzelfall ein Aufenthalt aus humanitären Gründen gemäß § 25 AufenthG möglich ist.


